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ZU Ökumenischen Kat der Kirchen
besonderer. Berücksichtigung des Trogramms ZUT

Bekämpfung des Rassısmus und selnes Sonderfonds
eschlossen VO Rat der EKD November

Die EKD IN der Gemeinschaft der Kirchen
„Die EKD ist mıt dem Ökumenischen KRat der Kirchen überzeugt, dal dıe Einheit

der Kırche Jesu Christı vorgegeben ist und nicht erst durch uns geschaffen ird. Die
Gemeiminschaft der Kırchen mul jedoch immer NEUu und NEeCUu verwirklicht
werden. Nıcht eine konfhliktfreie, sondern eine durch Gott versöhnte Gemeininschaft
ist das Ziel.“

Diese in der Stellungnahme des ates der EKD VO 31 ugust 1974 daUSSCSPIO-
chene Überzeugung Gültigkeıt. In der Begegnung mıt anderen Kırchen und
rısten en WIT die Vielfältigkeıit der Gaben ottes erfahren Dıie gemeınsame
Arbeit iIm missionarıschen und diakonischen Bereich hat uns eiıcher gemacht Für
die gemeiınsame Suche der Kırchen nach der vorgegebenen Einheıit ist der OÖOkumeni-
sche Rat den Kırchen eın hervorragendes Instrument

Die ahl der Mitgliedskirchen des OÖORK hat sıch In den 30 Jahren seıt seiner Grün-
dung verdoppelt. Namentlich dıe afrıkanıschen und asıatiıschen Kırchen haben NECUC

Fragestellungen und Erwartungen in dıe Gemeinschaft eingebracht. So begegnen
WIr heute in eiıner universaler gewordenen Gemeininschaft der Kırchen Erfahrungen
des auDens und theologischen Argumentationswegen, dıe anders sind als die uns
vertrauten Wir reiffen auf Beurteilungen der Au{fgabe der Kıirche, die in uUuNnseremIm
Denken bısher keinen aum hatten Oft werden €l uUNnsecIec eigenen Denkwege
un: der Stil UNSeTES persönlichen und kirchlichen Lebens ın Tage gestellt.

Wer dıe in Christus vorgegebene Gememnnschaft verwirklichen und auf das 1e1 ZC-
lebter Versöhnung und vertiefter Einheıit zugehen will, muß auch Konflıkten und
Spannungen standhalten Sie nötigen uns ZUT Prüfung der Frage nach dem, worın
WITr 1nNs sınd, nach dem der Veränderung, das die Gemeininschaft mıiıt den ande-
ICN Kırchen VO  —_ uns ordert, und nach der Grundgestalt des Glaubens, ohne die die-

in Christus verwurzelte Gemeinschaft hre Mıtte verlıieren und das Ziel ihrer eru-
fung verfehlen würde. Dies fordert Geduld und Verständnis für die Lage und die
Überzeugung der anderen. ber verpflichtet auch dazu, das eigene theologische
Urteıil und dıe Gesichtspunkte kirchlicher Verantwortung in der eigenen Situation in
das Öökumenische Gespräch einzubringen, gerade da, Ss1E siıch VvVon anderen er-
scheiden.

In unserer Kirche ordern heute manche, dıe EKD So der Vergabepraxıs des
Sonderfonds wiıllen oder der adurch nahegelegten Vermutung bestimmter
polıtischer Tendenzen Aaus dem Ökumenischen Rat austreten oder ihre Mitgliıed-
schaft suspendieren. Damıt aber würden WITr dıe Früchte dreißigjähriger geme1lnsa-
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INeT Arbeıt In der Suche nach Einheıt, 1mM miss1ionarıschen Zeugn1s und in der geistlı-
chen Erneuerung VOoO  — uns Aaus gefährden. Müssen WIT uns nicht fragen, welche
Rückwirkungen dıies auf uns selbst haben würde und welches NsSeTe ökumenische
Alternative wäre? Denn daß dıe Öökumenische Dimension ZUI Exıistenz der Kirche
WwW1e ZUTr Glaubensgestalt uUuNseTrTecs Christseins gehört, kann nicht mehr übersehen WeI-

den Auch werden WIT nıcht VETITSCSSCH dürfen, daß 6S diese anderen Kırchen Warch,
dıe uns ın iıhre Gemeinschaft ufinahmen und darın irugen, als WIT In dıe Schuld —

Volkes verstrickt und dıe meısten unNs verurteilten. Wır sind überzeugt,
daß WIT eine solche Gemeiminschaft nıcht verlassen dürfen, CNn s1e durch weltge-
schichtliche Prozesse, deren Entstehen WIT nıcht unbeteılıgt sınd und die uns VOIT

ufgaben tellen, die 1U gemeınsam meistern sınd, In ıne Kriıse ihrer Entwick-
lung geraten Ist Wır meıinen vielmehr, daß uns die damals erfahrene Krafit der Ver-
söhnung In einer olchen Sıituation langmütiger und tragfähiger mMmac

Wenn WIT einzelnen Entscheidungen oder bestimmten Tendenzen der ORK-
Beschlußgremien nıcht zustimmen können, kann die hıer entstehende pannung
auch unseIer_I selbst wiıllen NIC. dadurch gelöst werden, daß WIT die Gemein-
schaft mıt den anderen Kırchen verlassen. 16 In der Irennung, sondern 1mM g_
meinsamen Rıngen um Ösungen, die tfür alle, auch für uns tragbar sind, lıegt der
gebotene Weg, auf dem die Kırchen einander und der Welt gegenüber die Hoffnung
bezeugen, dıe In ihnen ist

Ansatzpunkte der rıtık
Wenn WIT für das Rıngen einen weıteren gemeinsamen Weg eintreten, den WIT

in theologischer Verantwortung mittragen können, muüssen WIT die krıtischen
Stimmen gegenüber dem Weg des Okumenischen ates ernsthaft prüfen, dıe den
Auftrag der Kırche gefährdet sehen.

Diese Kritik ıIn uUuNnscICcIHN Kırchen gegenwärtig bel1 der Vergabe VO  — Geldern
aus dem Sonderfonds des ÖRK bewaffnete Befreiungsbewegungen, zuletzt
die Patriotische Ton Zimbabwe/Rhodesıen und weni1gstens teilweıse auch
die APO Die ArTt des polıtischen Engagements der Kırchen hat einer Poları-
sierung geführt, die immer stärker die Gemeinschaft der Kırchen untereinander und
innerhalb uUNsecIeT eigenen Kirche gefährdet. Dies mehr, seitdem das Pro-

ZUT Bekämpfung des Rassısmus über die Bekänipfung des weıißen
Rassısmus hınaus L11UMN auch parteipolitische Optionen getroffen hat Viele sehen In
der darın ausgedrückten Politik des ÖRK ıne Bestätigung iıhrer Befürchtungen,
daß der Ökumenische Rat das Gewicht seiner Aktivıtäten gahnz überwiegend ın den
polıtısch-sozlialen Bereich verlagert habe Ihre orge ist, dal darüber zunehmend
den 1n seiner Verfassung festgelegten Auftrag verläßt, das gemeinsame Zeugn1s der
Kırchen erleichtern und S1Ee In ihrer weltweıten missionarischen, evangelıstischen
und diakonischen Aufgabe unterstutz: Sie sehen ihn auf dem Wege der Polıiti-
sierung und Verweltlichung.

Wır sınd Uulls dessen bewußt, dalß INan auf diese Weise der Gesamtarbeit des
ÖRK, der dıe FKD mıt iıhren Gliedkirchen und Werken iın em Malße beteilıgt
SE nıcht gerecht wird Auch ält sich nıcht verkennen, daß dıe Krıtiık teilweise auf
Prämissen beruht, über dıe auch bel uns selbst keine volle Klarheit und Eıinigkeıit be-
Ste. ırd INan berücksichtigen mussen, daß sıch auch der OÖORK nıcht mıt Be-
iIreiungsbewegungen hat identifizlieren wollen. Vielmehr g1ng auch ihm ın erstier



Linıe ıne christlich gebotene Solıdarıtät mıt den Otien dieser Welt vgl Ziffer
der Denkschrift über Aufgaben un: renzen kirchlicher Außerungen gesell-

schaftlıchen Fragen) Wır sınd uUunNns bewußt, dalß alsche Identifizıerung un gebote-
Solıidarıtät unier den Bedingungen vielschichtiger Situationen nıcht leicht auseln-

anderzuhalten sınd Das führt Verwirrungen ın Gemeıinden un Öffentlichkeit.
Wir en mıt wachsender orge beobachtet, daß für immer breıtere Kreise ın uUunNnse-

Ien Kirchen der ORK fast ausschließlich noch als Iräger des PCR un Hilfsorganıi-
satıon der Befreiungsbewegungen gilt Wır en zunehmend den Eindruck, daß
dıe Kırchen nach außen 1Ns Zwielicht geraten un nach innen hre Gemeinschaft un
hre gemeınsamen ufgaben gefährden, WEn hre Handlungen im gesellschaftlı-
chen Bereich mıiıt parteıpolıtischen Optionen verbunden sSınd. Es geht nıcht d daß
dıe gleichen alßhahmen einerseılts als Erfüllung rein humanıtärer, also dıakon1i-
scher ufgaben gedeutet, andererseılts aber als klare politische Parteinahme ar
gjert und verstanden werden. Wenn dıe EKD eshalb für iıne Überprüfung der KrI1-
terıen für dıe kirchliche Beteiligung polıtıschen Prozessen eintritt, dann geschieht
dies dus der orge heraus, daß die gebotene Solidarıtät mıit enen, die dem herr-
schenden System wıdersprechen, In polıtisches Parteigängertum umschlagen könnte
oder zumıindest derart mißverstanden ırd

He Handlungen, Verhaltensweisen und Entscheidungen der Kırchen en auch
polıtische Relevanz. Umgekehrt leıben die Kırchen selbst nıcht unbeelinflußt VO  —:

polıtıschen Prozessen Denn hre Gheder gehören der gesellschaftlıchen Ordnung
d} In der die Kırche exıstliert. eıl dies ist, muüssen die Kırchen dıe polıtıschen
usammenhänge, Ziele und Folgen ihres uns sorgfältig prüfen. Dabe!I gılt der Satz
„Was nıcht Aaus dem Glauben geschieht, 1st Sünde“ (Röm Er verwenr der
Kırche, den amen ihres Herrn, den S1e rägt, In Anspruch nehmen, sich
selbst behaupten oder selbstgewählte Ziele durchzusetzen.

Die Kırche soll entsprechend ihrer Berufung ZUT Nachfolge ihres Herrn Zeichen
der Zukunft und der Hoffinung auch iın der polıtischen Wiırklichkeit se1n. Das 1st
Gottes (inade und Gabe, über die freı verfügt Es kann geschehen, WITr in
Ireue und ehorsam tun OZUu uns Glaube un Liebe des Christus oft unter
Schmerzen nötigen. Aber dıe Kıirche sollte sich üten, selbst Zeichen setizen oder
sıch ZU Zeichen machen wollen. S1ie könnte dabe1 leicht auf die ahn der fal-
schen Propheten geraten

Solche Überlegungen dürfen gewıß nicht JT Entschuldigung für Untätigkeıit oder
mangelnden Mut werden. Ebensowenig dürfen S1e den Unwıillen eigener Ent-
scheidung oder Veränderung verbrämen. Sıe sollten nstoß se1n, gemeinsam über
die besondere Art kirchlicher Betroffenheit un:! Anteıilnahme ın polıtischen Ent-
wicklungen un: Auseinandersetzungen krıtisch nachzudenken Wır sınd unNns be-
wußt, daß dabe!ı Zusammenhang und Abhängigkeıt VO  —; Malnahmen 1m eigenen
Lande und ın anderen Ländern ebenso sorgfältig beobachten se1n werden WI1e die
möglichen Dıfferenzen zwıschen theologıschem nsatz und praktiıschem Verhalten,
zwischen Erkenntnis und Wagnıs auch bel uns selbst. Dabe!I kann nıiıcht der ohne-
hın 1Ur scheinbare Verzicht auf polıtische Eiınwirkungen der alistab se1n;
Stützt meist das herrschende System und bleıbt diesem Mahnung un! Warnung
schuldig. Das hat der Rat der FEKD in seliner Stuttgarter Erklärung VO  — 1945 C-
sprochen Dıie Kırche selbst ist WAar ZU Dienst in der Welt, auch in der polıtıschen
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Welt, berufen; aber das Ziel ihrer Berufung ist das Zeugnıis VO  —; Jesus Christus. Weıl
s1e In der Welt, aber nıcht VOoO  —_ der Welt“ ist, wırd s1e sıch mıt polıtıschen Gruppen
nıemals voll identifizieren können. Sıe wird dıe polıtıschen Entwicklungen und die
Zielsetzungen prüfen und begleiten, sS1e ırd der Menschen und der erech-
tigkeıt willen besseres Verstehen und dıe Ermöglichung einer gerechteren
Zukunft ringen. Sie wird dabe!1 für die enschen auf allen Seıiten da seın und en
se1n mussen, aber s1ıie wird sich In keinem all ZU Werkzeug polıtıscher Gruppenin-

machen Iassen dürten.

Programm zZUFT Bekämpfung des Rassısmus
Die EKD hat dem rogramm ZU[r Bekämpfung des Rassısmus, das 1968 VOoO  —_ der

Vollversammlung in Uppsala 1969 VOoO Zentralausschul zunächst auf
fünf Te festgelegt und 974 ZU ständigen rogramm Tklärt wurde, ZUSC-
stimmt. S1ıe teıilt nach WI1Ie VOT die Überzeugung, daß Rassısmus als Herrschaftsideo-
logıe oder als Miıttel ZUT Aufrechterhaltung wirtschaftlicher Vormacht Sünde ist,
eıl dıe Würde un: das Recht des Menschen verletzt. Wır tiımmen darın übereın,
daß Adus olchen Aussagen und Einsichten Folgerungen SCZOBCHR werden mussen un
daß uUu1ls das Schicksal der Opfer des Rassısmus keine uhe lassen darft. In uUNseTECN

Kırchen 1st auf verschiedene Weise und ın verschıiedenen Ebenen, iın Gemein-
den, Arbeıtsgruppen, Akademıen un Gesprächen manches geschehen, ‚Strate-
gijen ZUT Bekämpfung rassıscher Ungerechtigkeıt “ erarbeıten und „polıtische Ak-
tionen zwecks Herstellung der Gerechtigkeit unter den Rassen“* fördern. Wır ha-
ben nıcht I11UTE darüber nachgedacht, „wlıe die Kırchen die Rechte der Opfer des Ras-
S1ISMUS verteidigen und WIE s1e ıhnen helfen können‘‘, sondern en dazu auch
durch Gemeinden, Gliedkirchen, diakonısche er und Entwicklungsdienste

Beıtrag geleistet. Wır siınd uns freiliıch dessen bewußt, daß WIT noch längst
nıcht das 1e] erreicht abED. welches mıit dem rogramm angestrebt wird, und daß
wahrscheinlich auch noch mehr geschehen können.

Der Rat der EKD hatte allerdings schon mıit selner Stellungnahme VO Julı
1974 darauf hingewilesen, daß dieses rogramm 9y mehr überzeugend un VO
den (Gemeıilnden aufgenommen werden würde), Je deutlicher darın Zu Ausdruck
kommt, daß der Rassısmus viele Gesichter hat und überall Hause ISS Er
davor gewarnt, das rogramm An eiıner einselit1gen Beurteijlung der weltpolitischen
Lage verknüpfen“‘ und dıe Kırchen und Gemeilnden „TÜür theologische Begrün-
dungen polıtischer Verantwortung in nspruch“ nehmen, .„dıe S1e nıcht teilen
können‘‘. Er darum gebeten, auch denen, dıe in polıtiıscher Hınsıcht ıne dıffe-
renzilertere Auffassung vertreien, den Zugang P diesem Öökumenischen Trogramm
offenzuhalten. Dabe! konnte nıemals fraglıch se1n, da/3 das PCR 1im Unterschied

anderen rogrammen des ORK In besonderem Maße auf dıe Veränderung
polıtısch-wirtschaftlicher Verhältnisse Z eıl dies schon In seiner Konzeption
VO 969 festliegt (Abschnıitt B, 5) Dabe!] gingen WIT immer davon aus, daß ZUT

Überwindung des Rassısmus ıne Vielfalt VO Strategien notwendig un denkbar se1
IIie besondere Problematik des Sonderfonds

Der Sondertonds 1S1 VO  b An{fang Bestandıteil des ım August 969 OM Zentral-
ausschufß des ORK In Canterbury beschlossenen Programms ZUr Bekämpfung des
Rassısmus DECWESCH. Er wırd In dem damalıgen Beschluß nach den Aufgaben des



Togramms un den Bestimmungen über den Miıtgliıederstab 1im Rahmen der Fi-
nanzbestiımmungen erwähnt, un! Wal nach dem Voranschlag der Verwaltungsko-
sten und der Beschreibung der Projekte und ihrer Finanzlierung. Die Miıtgliedskır-
chen wurden damals gebeten, mindestens 300.000 zusätzlıch dem AUs» Rückla-
SCH entnommenen Betrag VO  —; 200.000 für diıesen Sonderfonds aufzubringen. Der
Sonderfonds War VO  am Anfang nıcht unumstritten. Die Kommissiıon des Pro-
d)  9 die den Fonds mıtverwaltet, hat dem Zentralausschuß 1977 eine SCHAUC
Übersicht aller VOoO  — Kırchen, Gemeinden, Gruppen und Eiınzelpersonen ihm ZUBEC>-
flossenen Gaben un der Aaus ıhm Gruppen und Organıisationen durch den Exe-
kutivausschuß des OÖORK bewilligten Zuwendungen vorgelegt.
on In den Programmprojekten VO  — 1969, die VOT der Erwähnung des Sonder-

fonds aufgeführt sınd, werden neben ‚„„Vorhaben ZUI Ausbildung und Unterstüt-
ZUN£g VO  3 pfern rassıscher Unterdrückung“ auch solche x Zerschlagung VO
Strukturen des Rassiısmus“‘ genannt Dabe!Il ırd keıin Unterschied gemacht zwıischen
solchen Projekten, „„die dırekt Aaus der Arbeıt des ORK) hervorgehen oder VO  —
deren eingeleıtet werden, die der ÖRK unterstützen wünscht‘‘. Der Sonderfonds
ist 1Im Rahmen dieser Zielsetzung dazu bestimmt, die Solidarıtät gegenüber der wel-
ten ruppe („Organısationen die VO  — unterdrückten Rassengruppen errichtet
oder ZUT Unterstützung der Opfer der Rassendiskriminierung gebildet worden
ınd‘‘) auszudrücken. Für hre Unterstützung wird vorausgesetzl, daß ihre Zielset-
ZUNSCH mıt „den allgemeınen Zielsetzungen des OÖORK vereinbar sind“ oder, WwI1e

selıt 1976 heißt, mıt ıhnen „Nicht in Konflıkt geraten  o dürfen. Die Entscheidung
über dıe Vergaben un! also auch über die Vereinbarkeit der Zielsetzungen
hegt beım Exekutivausschuß des ÖRK; denn der Fonds ist eın Fonds des ÖRK un:
eın Bestandteil des Programms, VO  — dem Cr verwaltet ıird. Nsoiern kann INnan dıe-
jenigen nıcht 1Ns Unrecht seizen, dıe den Sonderfonds als ıne Aktıon des OÖORK 1m
ganzcnh sehen. Und INa kann auch diejenigen, dıe das rTrogramm verwalten, nıcht
1INSs Unrecht setizen auf der Basıs der derzeıtigen rogramm- und Vergaberichtlinien;
dem Geilst un Buchstaben nach sınd S1e innerhalb der VO  —; 1969 über 1971 un 1974
VO Zentralausschuß gebillıgten Rıichtlinien geblieben, WE MNan sıch dazu VOI-

ste auch 1im bewaffneten amp stehende, teılweise schon parastaatlıche Befre1i-
ungsorganısatiıonen als „Gruppen‘“‘ und „Organısationen“‘ 1m Sınne der Richtlinien

betrachten. 1eSs aber 1st ıne rage der Polıitik der 1im Ökumenischen Rat usa  -

mengeschlossenen Kırchen.
Hıer trat ine Verlagerung des Gewichtes nach der Sıtzung des Exekutivausschus-

SCS ın Arnoldshaıin durch dıe Beschlüsse des Zentralausschusses 1971 In Addıs Abe-
ba ein Als der ORK damals erklärte, daß diejenıgen „‚nıcht richten‘“‘ wolle, .„die
sıch ZUT Gewaltanwendung als etzten usweg CZWUNSCH sehen, den Weg In
ıne NCUC, gerechtere Gesellschaftsordnung Öffnen *, In der voraufgehen-
den Debatte alle Anträge abgelehnt worden, in denen entweder jegliche Unterstüt-
ZUNg VO gewaltanwendenden Gruppen durch dıe Kırchen überhaupt abgelehnt
oder ıne Kontrolle oder eın ausschließlich kırchliches Handeln In eigener Verant-
wortung gefordert worden War wWwar wurde festgestellt, daß das Problem der (je-
alt 1mM Rahmen der Rassenfragen nıcht völlıg ausdıiskutiert oder gelöst werden
ann  CC und wurde „angesichts der wachsenden Betroftenheit VO Christen In en
Teılen der Welt ıne Studıe über gewaltsame und gewaltlose Methoden ZUT Her-



beıführung des sozlalen andels‘‘ gefordert. Praktısch aber führte dıe Erklärung
des Nıicht-Rıchten-Wollens In den folgenden Jahren ZUT weıteren Vergabe VOoO  —; Miıt-
teln dus dem Sonderfonds Befreiungsbewegungen 1mM bewaffifneten Kampf, die 1m
Namen der Kıirchen ausschließlich für humanıtäre Zwecke geschah und für dıe ein
Verwendungsnachweiıs nıcht gefordert wurde. Seither glauben viele in UNnserIen Krı
chen, 1mM Okumenischen Rat ıne Entwicklung beobachten können, die darauf
hınausläuft, die zugestandene Ausnahme der Anwendung bewaffneter ewalt ZU
ethısch gebilliıgten Prinzıp machen.

Die Vergabeübersichten welsen aus, daß dıe Mitiel Aaus dem Sonderfonds In den
Jahren selines Bestehens, der Tendenz des Programms entsprechend, Wal

Prozent nach Afrıka geflossen sınd, jedoch immer wieder auch in anderen Bere1-
chen und zugunsten anderer ethnıscher Gruppen bereıtgestellt wurden. Dennoch 1st
im Bewußtsein uUNscIeI Gemeilnden dıe Hılfe Aus dem Sonderfonds zunächst fast
ausschließlich mıt dem südlıchen Afrıka und schlıeßlich 1Ur noch mıt der Unterstüt-
ZUNg bewaffneter Befreiungsbewegungen verbunden worden. Dieser Eindruck 1st
mıt dadurch entstanden, daß sowohl in der Informationspolitik des ORK selbst als
auch in der Nachrichtenpolitik der Presse die Zuwendungen Befreiungsbewegun-
SCH den ersten KRang einnahmen. Tatsächlich flossen diesen VO  — den selt 1970 bıs
einschlhıeßlich 1978 weitergeleiteten Geldern des Sonderfonds 1n Höhe VO  — 3 068 .445
US-Dollar 1Ur 107.545 -Dollar oder rd Prozent eın finanzıell gesehen
kann also deren Unterstützung nicht als einzliger, nıcht einmal als überwiegender Be-
stımmungszweck des Sonderfgnds angesehen werden.

Das Problem hegt für uns vielmehr in der rage, ob und wliewelt Kırchen über-
haupt dırekt oder indirekt bewaffnete Gewalt unterstützen können. Denn der ÖRK
ist „eıne Gemeiminschaft VO  — Kirchen“®, nıicht eın Zusammenschluß VOIl Gruppen Dıie
namentlıch 1971 In der Zentralausschuß-Sıtzung VOI Addıs Abeba gestellte rage,
ob nıcht dıe Anwendung VOoO  — Gewalt notwendigerweise mıt den Zielen der (Gemeınn-
schaft der Kırchen In Konflıkt geraten müßte, ist bıs eute zwischen den Kırchen
nıcht geklärt. Sle ist für Uuls WI1IE Tür ıne Reihe anderer Kırchen eine rage des
(Gjew1lssens und der theologischen Verantwortung, dıe einer begründeten Antwort
bedarf Wır sıind der Meınung, daß INan sıch über solche Fragen nicht durch w1ıe
immer motivlerte Stabsentscheidungen hinwegsetzen darf und daß CS eiıner (Gje-
meılinschaft VO  — Kıirchen auch nıcht dienlich Ist, S1e durch Stimmenmehrheiten
entscheıden. Daran andert sich auch nichts durch den Hınwelıs, daß ewalt Oft dem
Status qUuUO inhärent 1st und da ß auch un! gerade europäische Kırchen Ss1e 1ın vielen
Fällen ohne Widerspruch geduldet hätten Vielmehr gehört auch diese Problematık
ın die Überlegung hinein; und ‚Wal mehr, als Ss1e sich in er Regel auch dort
stellt, Befreiungsbewegungen selbst Regjierungsmacht übernommen haben

Insofern wirft die Handhabung des Sonderfonds mıindestens dre1 Problemkreise
auf

(1) die Frage nach den Entscheidungskriterien be1l Zusagen konkurrierende
Gruppen;

(2) die rage nach der kırchliıchen Biıllızung bewaffneter Gewaltanwendung; und
(3) das Problem der Krıterien für politisches un dıiıakonisches Handeln der Kır-

chen
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Z/u (1) Seıit den Ereignissen vOoO  — ngola 1974 rel konkurrierende, gleichzeıltig
unterstuützte ruppen und nunmehr VO  3 Rhodesien/Zimbabwe und Namıbıia/
Südwestafrıka 977/78 (wıederum mehrere Gruppen, VON denen Jetzt aber L1UT noch
Je ıne TStutzt WIr erwelisen sıch dıe Krıterien des Sonderfonds offensichtlich
als überprüfungsbedürftig. Slie ussen aufgrund der Erfahrungen und Veränderun-
DSCH der UCcMKn Sıtuation angepalit werden, dıe für die Miıttelverteilung eın Dılemma
mıt sıch bringt. Spätestens se1t Angola hat sıch nämlıch gezelgt, dalß der Kampf
dıe Übernahme der aCc auch in Afrıka ZUT Konkurrenz mehrerer Parteıen mıt
verschıiedenen polıtischen und personellen Vorstellungen unter der schwarzen Be-
völkerung führt In solchen Auseinandersetzungen geht 65 nıcht mehr 11UT die
Überwindung des weıißen Rassısmus, also dıe Beseitigung bısheriger Unrechtsstruk-

sondern zugleıich dıe Struktur der kKünftigen gesellschaftlıchen Ordnung
Das Beıispiel der Option für dıe Patriotische Ton VoO  e Zimbabwe/Rhodesien auf-
grund eıner bestimmten Beurteijlung der polıtischen Sıtuation mac dıes ebenso
deutlich WI1IE dıe Wahl des Zeıtpunktes. Über den Grundsatz des rogrammes hın-
dusS, das humanıtäre un! polıtısche Zielsetzungen mıteinander verbinden SuC.
sınd durch die Option für bestimmte Wege, Methoden un: Zielkonzeptionen NECUC
Malßstäbe eingeführt worden. Der OÖORK fällte eın Urteıil darüber, welcher Weg wel-
cher Christen 1m Lande kırchlich gebillıgt werden könnte. usammen mıt vielen

Gemeıinden können WIT nıiıcht erkennen, W1e solche Billıgung oder Mißbilligung
VO Evangelıum her begründen 1st

A (2) Was dıe rage nach der Biılliıgzung bewaffifneter Gewaltanwendung angeht,
übersehen manche Krıtiker, dalß sich auch der Ökumenische Rat in einem leider
wenig beachteten Arbeıitspapier ‚Gewalt, Gewaltlosigkeıit un! der amp.

ziale Gerechtigkeıit““ (ÖR 4/1971, 438) damıt beschäftigt hat Wır mussen zugeben,
daß über die Beteiligung VO  — Christen gewaltsamen Konflıktlösungen auch in

Gemeı1inden keine Eiınmütigkeıt errsc Unsererseits kann hıer aber auf jene
Überlegungen hingewlesen werden, die In der Thesenreıihe ‚Gewalt und Gewalt-
anwendung 1n der Gesellschaft  6 der Kammer der EKD für öffentliche Verantwor-
Lung 1973 vorgelegt wurden. Die EK ID hat VO  — Anfang Bedenken dagegen erho-
ben, kırchliche Solidarıtät 1mM amp die Überwindung des Rassısmus iın finan-
ziellen Zuwendungen Gruppen auszudrücken, dıe sıch im bewaffneten amp
befinden. Nur WCINN dıe Kırchen unterlassen, sıch mıt einzelnen Gruppen iden-
tıfızleren, en S1E die Möglıchkeit, alle Betroffenen auf beiden Seıiten der Auseıln-
andersetzung auf hre Verantwortung für ec und Gerechtigkeit 1n einer künft1ı-
SCH Gesellschaftsordnung WI1e 1n den Methoden iıhrer Auseinandersetzung AaNnSPIec-
chen können.

WAar haben auch 1n unNnserem Lande und unseren Kırchen eine I1 Anzahl VoO  e
Menschen den Sonderfonds mıt Gaben unterstutz' Aber ın der Kirchengeschichte
g1bt Beispiele dafür, daß dıe Kırche auch da, iıhre Gilieder polıtisch engaglert
n, innerer Sympathıen dennoch ıne kirchliche Unterstützung VO  ; TEe1-
heitskämpfen ablehnte, obwohl s1e persönlıche Entscheidungen einzelner respek-
tierte. Nach unNnseTeTr theologıischen Überzeugung kann W nıcht Au{fgabe der Kırche
se1n, bewaftineten Kampf unterstutzen Wır sehen nach allen Erfahrungen und
Versäumnissen unNnseTeT eigenen Geschichte das Hınwirken auf gute polıtische 1el-
sSeizungen, die dem Gelst des Evangelıums nıcht entgegenstehen, dıe orge die



Menschen ohne Ansehen der Person,des rechtlichen Standes oder der politischen
Überzeugung und die Urbiıtte als jene spezifischen Handlungsweisen, In denen Kır-
chen gegenüber Reglerungen und polıtischen Bewegungen ihren jenst als Bot-
schafter der Versöhnung ausdrücken.

Zu (3) Von daher ist ndlıch fragen, WI1Ie dıe Kırchen verhindern können, daß
ıhre als Ausdruck der Solıdarıtät gewährte humanıtäre Hılfe einer Identifizierung
mıt der polıtischen Gesamtkonzeption bestimmter Gruppen führt / war g1bt kel1-
nerle1 Beweise für dıe Vermutung, daß dıe Adus dem Sonderfonds humanıtären
Zwecken bereitgestellten Gelder VOoO  —; Befreiungsbewegungen nıcht auch wirklich für
solche ufgaben verwendet worden wären. Dennoch hält der Rat der EKD seiner
Auffassung fest, daß In einer Situation konkurrierender Befreiungs-Organisationen
eine finanzıelle Unterstüzung, deren Verwendung nıcht nachgewiesen werden muß,
eine einseltige polıtische Förderung dieser Gruppe bedeutet un! nahezu einer Identi1-
fizierung mıt der betreffenden poliıtischen ewegung gleichkommt. Wır wissen
wohl, daß dıe Vergabe VO  — ıtteln des Sonderfonds keine solche Identifizıerung,
sondern lediglich USdruc praktizlierter Solidarıtät mıt den Opfern des Rassısmus
se1in will Wır halten 6S aber ebenso WI1e andere Kırchen und kirchliche Zusammen-
schlüsse für richtiger, um der Eıiındeutigkeit wıllen In olchen en 190088 diakonisch,
und ZWarTr möglıchst durch dıe Kırchen des Landes DZW der Regıon, jedenfalls nıicht
ohne s1e, handeln. WOo die Kirchen In dieser Weıse für dıe enschen eintreten,
sınd S1e VOT dem Vorwurf der Parteinahme nıcht geschützt, können un! mussen ıhn
aber hinnehmen. Wo der OÖORK dies beli der Durchführung anderer Programme g_
tan hat, steht die EKD voll und ganz dahinter.

Der andere Weg, Solidarıtät mıt den enschen und Mitsorge für deren Zukunit
auszudrücken, hegt in den oben unfier genannten Möglıchkeiten: in dem Ver-
such, Urc. Gespräche mıt und Fürbitte für alle Beteiligten auf polıtische TOZESSE
1mM Sinne der christlichen Grundüberzeugungen Einfluß nehmen. Es ist historisch
nachweısbar, welche polıtische Wiırkung Kırchen auf diese Weise ohne Gewaltbilli-
Sung und ohne direkte Parteinahme ausüben können. Wır müssen uns allerdings
fragen lassen, ob WIT solche Möglıichkeıiten hinreichend genutzt haben

Folgerungen
Wır meınen, daß der OÖORK durch dıe Vergabepraxıs des Sonderfonds seines Pro-

ST AININS ZUT Bekämpfung des Rassısmus jene Grenze überschritten hat, bis der er
1Im Namen aller seiner Mitgliedskirchen handeln kann Wır bedauern das gerade
des Zieles willen, daß sıch der ÖRK mıt diesem Programm gestellt hat Wır WwIissen,
dalß ın vielen Ländern dıe Entwicklungen schneller ablaufen, als Erkenntnis und
Eıinstellung der Menschen dort folgen können. Darum hıegt uns daran, dalß WIT als
Kırchen solchen Schritten kommen, dıe WIT gemeinsam gehen können, auch
WEeNn andere dies vielleicht als ıne Zumutung ansehen. Wir halten eine grundsätz-
lıche Überprüfung der Rıchtlinien und der Kriterien dieses TOgramms und des SOonNn-
eriIionds für notwendig. enn während das Vertrauen der Unterdrückten in die
Ernsthaftigkeıit christlicher Aussagen OIfenDar gestärkt werden konnte und auch In
unNnseren Gemeinden dıe Strukturen des Rassısmus zunehmend bewußt wurden,
droht Nnun jedenfalls 1n der EKD, aber wohl auch In anderen Miıtgliıedskirchen
die efahr, daß dieser Lernprozeß abbricht und ın ıne Verhärtung durch polıtische
Parteinahme umschlägt.



Damıt erhebt sıch dıe rage, ob eın Sonderfonds in der bisherigen Handhabung
dıe Intention des Programms überhaupt noch Öördern kann oder iıhr nıcht vielmehr
Abbruch tut Mehr noch: ob diese Art VOoNn Parteinahme nıcht dıe gesamte übrıge
Arbeıt des ORK gefährdet. Uns lıegt A daran, daß dıe sehr umfangreiche deut-
sche Beteiligung in der ökumenischen Diakonie To für dıe Welt, Kıirchlicher Ent-
wicklungsdienst uSW.) nıcht in das 7Zwielicht gerät, insgeheım polıtısch problematı-
sche Ziele verfolgen. Dıie EKD ırd dıe Bemühungen darum fortsetzen, dıe
Strukturen des Rassısmus in seiner vielfältigen Gestalt erkennbar machen und
der daraus folgenden Unterdrückung entgegenzutreien, damıt das durch s1e Uul-

sachte Leiden überwunden ird. Wır sind betroffen durch dıe zunehmende Verbit-
terung der Auseinandersetzungen in Afrıka, und ZWal auf beiden Seiten. Wır be-
kennen uns dazu, daß INa nıcht Auswüchse auf der einen Seıte beklagen darf, ohne
auch iıhren Ursachen auf der anderen Seıite entgegenzutreien, ebenso WI1e denen, dıe
S1e darın unterstützen Aber dennoch mussen WIT Wenn der Sonderfonds 1m
Bewußtsein VO  a Empfängern und Spendern mehr und mehr einer nter-
stützungsaktıon bewaffneten polıtıschen Kampfes wird, können WIT als Kirche dıe
Verantwortung dafür nıcht mehr mittragen. Wır halten eshalb eine Überprüfung
und Veränderung des rogramms für erforderlich, die die genannten Bedenken Aaus-

raäumen oder sicherstellen, daß jeglıche Miıtverantwortung der EKD und ihrer Gihed-
kırchen ausgeschlossen ırd.

ıne solche Überprüfung der Programmstrukturen und -riıchtlınıen des ORK 1s1
elegenheıt des Zentralausschusses, der 1im Namen der Vollversammlung han-del Nach seiliner Verfassung (Abschnıitt 1st der OÖORK „eıne Gemeinschaft VO  e Kır-

chen, dıe gemeinsam erfüllen trachten, WOZU S1e berufen <Sind**. Unseres Kr-
achtens schlıelßt diese Gemeinsamkeıit dıe Rücksichtnahme auf dıe Miıtglıiedskirchen
ein enn diese Charakterisierung erlaubt dem OÖRK NIC. siıch mehr auf jeweıls
engaglerte Gruppen als auf dıe Mitgliedskiırchen tützen, besonders dann, WeNnNn

sich Bnahmen miıt polıtischer Relevanz handelt Die mıt der ahrneh-
INUuNng der Aufgaben des ÖRK Betrauten werden 1m amen der Kırchen auf dıe
Dauer L1UT handeln und VO  — den Kırchen Zustimmung un Miıtarbeıt kÖön-
NCIL, WE diese stärker als bisher der Vorbereitung olcher Entscheidungen be-
teilıgt werden und hre Sorgen und Anlıegen ernstgenommen sehen. Alle Beteıilıgten
werden besser lernen muüssen, den anderen VO  — seinen Voraussetzungen her VOI-

stehen )Das schließt e1n, dal3 theologische und situationsbedingte Vorbehalte
spektiert un in Aussicht CNOMUINCINC allnahmen tärker als bısher mıt davon
miıttelbar Betroffenen abgestimmt werden. Uns cheınt, daß dıe renzen kırchlicher
Gemeininschaft 1Im polıtısch relevanten Handeln für den OÖORK in Sıcht gekommen
sSind Das äng fraglos mıt dem verschiedenen Verständnıis des polıtıschen Engage-
ents und der gesellschaftlıchen Rolle der Kırchen MeCnN, das dıe 1m ORK
sammengeschlossenen Mitgliedskirchen verireten Wırd die Abklärung des gemeın-
S d} Möglıchen hler weıterhın hinausgeschoben, werden sıch dıese unbewältigten
Faktoren über KUurz oder lang als Sprengsto{ff der öÖökumeniıschen Gemeinschaft CI -

weısen, Zu Schaden er Beteiligten und Z Schaden der Glaubwürdigkeıt der
christlichen Botschaft.


